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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militärorganisation

In der Sommersession 2014 konnte der Nationalrat eine Motion Müller (cvp, LU) wieder
aufnehmen, nachdem diese im Vorjahr noch verschoben worden war. Der Motionär
verlangt vom Bundesrat, eine gesetzliche Grundlage vorzuschlagen, welche einen
Zahlungsrahmen für die Armee über mehrere Jahre ermöglichen soll. Damit sollte die
oft monierte Planungsunsicherheit für die Armeeführung thematisiert und entschärft
werden. Im Sinne einer Vereinheitlichung der mehrjährigen Finanzbeschlüsse analog
anderer Aufgabenbereiche, soll ein Zahlungsrahmen für beispielsweise vier Jahre
festgelegt und jeweils periodisch beschlossen werden. Dieses Modell soll die bis anhin
jährlich gefasste Plafondfinanzierung ablösen. 2014 präsentierte sich das Zeitfenster
etwas günstiger, da im Zuge der Weiterentwicklung der Armee (WEA) auch die
Militärgesetzrevision anstand und eine solch grundsätzliche Änderung des
Finanzierungsprimats gleich mit aufgegleist werden könnte. Die Gegenposition nahm
Nationalrat Glättli (gp, ZH) ein, welcher darauf pochte, zuerst die definitive
Beschlussfassung über die WEA abzuwarten. Verteidigungsminister Maurer signalisierte
allerdings im Plenum die Bereitschaft der Regierung, die Forderungen aus der Motion
zu erfüllen, was schliesslich zu deren Annahme mit 139 zu 39 Stimmen bei 6
Enthaltungen führte. Im Ständerat glänzte der parteilose Thomas Minder (parteilos, SH)
mit einer flammenden Rede für die Motion. Nachdem das Ansinnen bereits früher
gescheitert und auch ein ähnlicher Vorschlag aus seiner eigenen Feder nicht auf
Wohlwollen gestossen war, sei nun endlich ein positives Signal aus dem Nationalrat
gesendet worden. Man solle nun endlich für die Armee ähnliche
Finanzierungsgrundlagen schaffen, wie es für andere Bereiche längst Usus sei. Mit der
Annahme der Motion auch im Ständerat wird nun die Armeefinanzierung neu
ausgestaltet und nicht mehr über Plafonds bestimmt, sondern über einen
mehrjährigen, weniger häufig zu beschliessenden Zahlungsrahmen. Im Zuge dieser
Entscheidung wurde eine Motion Bieri (cvp, ZG) zurückgezogen, welche Grundsätzliches
über die Zukunft der Armee angehen wollte. 1

MOTION
DATUM: 19.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Wettbewerbsfähigkeit

Die vorberatende Kommission des Nationalrats entschied, im Gegensatz zum Ständerat
die Stempelsteuervorlage nicht vorzuziehen, sondern im Rahmen des Gesamtpaketes
für eine neue Finanzordnung zu behandeln. Dabei schloss sich der Rat den
Entscheidungen der kleinen Kammer aus dem Vorjahr weitgehend an. Um nicht das
ganze Finanzpaket zu gefährden, hatten sich die vier Regierungsparteien auf einen
mehrere Punkte umfassenden Kompromiss geeinigt. Im Bereich der Stempelsteuern sah
er vor, die erwarteten Steuerausfälle nur zum Teil zu kompensieren. Dies sollte über die
ursprünglich vom Bundesrat vorgeschlagene, aber vom Ständerat abgelehnte
Besteuerung der Prämien für Lebensversicherungen geschehen. Auf die Umsatzsteuer
auf Treuhandanlagen sollte jedoch verzichtet werden. Dieser Kompromiss fand im
Nationalrat Zustimmung und wurde im Differenzbereinigungsverfahren auch von der
kleinen Kammer akzeptiert. Definitiv über diese Revision des Stempelsteuergesetzes
wird allerdings das Volk entscheiden. Zum Kompromiss der Bundesratsparteien gehörte
nämlich auch die Bestimmung, dass sie nur gemeinsam mit der dem obligatorischen
Referendum unterstehenden Neuen Finanzordnung in Kraft treten kann. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.12.1990
HANS HIRTER

Die Ablehnung der Neuordnung der Bundesfinanzen in der Volksabstimmung vom 2.
Juni hatte demnach zur Folge, dass auch die Revision des Stempelsteuergesetzes nicht
in Kraft treten konnte. In der Kampagne zu dieser Abstimmung war die teilweise
Aufhebung der Stempelsteuer auf Finanzgeschäften an sich nicht bekämpft worden.
Dies hatte seinen Grund sicher auch darin, dass die SP als wichtigster potentieller
Gegner der Stempelsteuerrevision das Finanzpaket als akzeptablen Kompromiss
unterstützte. Eine Befragung nach dem Urnengang ergab, dass die Stempelsteuerreform
für die Ablehnung keine Rolle gespielt hatte. Umstritten gewesen war hingegen,

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1991
HANS HIRTER
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zumindest in der Kampagne, die zur Kompensation der erwarteten Einnahmenausfälle
vorgesehene Besteuerung der Prämien von Lebensversicherungen.

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Nachdem die Revision des Bundesgesetzes über Stempelabgaben wegen der Ablehnung
des Finanzpakets nicht in Kraft treten konnte, wurde ohne Zögern eine Neuauflage —
diesmal aber ohne Verknüpfung mit anderen finanzpolitischen Fragen — an die Hand
genommen. Nur eine Woche nach dieser Abstimmung reichte Nationalrat Feigenwinter
(cvp, BL), der dieses Anliegen bereits früher mit Nachdruck vertreten hatte, eine neue
parlamentarische Initiative für eine Reform des Stempelsteuergesetzes ein. Die
zuständige nationalrätliche Kommission war mit ihm einig, dass der Abbau gewisser
Stempelsteuersätze dringlich sei, um ein weiteres Abwandern der davon betroffenen
Geschäfte ins Ausland zu stoppen.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Nationalrat machte mehr Druck. In der Wintersession überwies er mit 116 zu 26
Stimmen eine Motion seiner Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie (Urek)
(Mo. 97.3540), die den Bundesrat auffordert, bis spätestens 2002 eine Botschaft für
eine ökologische Steuerreform vorzulegen, welche die geltende Finanzordnung Ende
2006 ablösen kann. Mit der Reform soll einerseits der Verbrauch nicht erneuerbarer
Energie und/oder die Belastung der Umwelt besteuert und andererseits der Faktor
Arbeit entlastet werden. Die Revision muss aufkommens- und fiskalquotenneutral sein,
die energieintensiven und exportorientierten Branchen schonen und der Wirtschaft
genug Zeit für die Anpassung einräumen. Vergeblich wehrte sich EFD-Vorsteher Kaspar
Villiger gegen das Kriterium der Steuerneutralität angesichts der immer defizitäreren
Sozialwerke. 3

MOTION
DATUM: 03.12.1997
EVA MÜLLER

Finanz- und Ausgabenordnung

Die Revision des Bundesgesetzes über Abgeltungen und Finanzhilfen konnte im
Berichtsjahr abgeschlossen werden. Auf Antrag seiner Kommission folgte der Ständerat
weitgehend den Beschlüssen des Nationalrats aus dem Vorjahr. Bei den wenigen
redaktionellen und technischen Differenzen fügte sich der Nationalrat der kleinen
Kammer. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Innerhalb der Steuerreform bildete das Bundesgesetz über die Harmonisierung der
direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG) den Teil A, die Revision des
Bundesgesetzes über die direkten Steuern (DBG) den Teil B. Für beide Vorlagen ging es
im Rahmen der Differenzbereinigung vor allem noch darum, den Konflikt zwischen den
beiden Ratskammern über die Bemessungsperiode zu eliminieren. Dabei gab der
Nationalrat nach und stimmte der vom Ständerat im Vorjahr als Kompromiss
beschlossenen Lösung der zweijährigen Vergangenheitsbesteuerung mit dem Recht der
Kantone, auch die einjährige Gegenwartsbesteuerung beizubehalten oder neu
einzuführen, zu. Die übrigen noch verbliebenen Differenzen beim StHG waren
vorwiegend technischer und redaktioneller Natur und konnten im Berichtsjahr
ausgeräumt werden. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ende März wurde in Bern ein "schweizerisches Aktionskomitee gegen das neue
Steuerpaket" gegründet, dem über 40 eidgenössische Parlamentarier aus allen
bürgerlichen Parteien angehörten. Dessen Mitglieder bemängelten vor allem, dass das
Steuerpaket weder ertragsneutral noch europatauglich sei ; im übrigen bedauerten sie,
dass keine Steuersenkungen in Aussicht gestellt wurden und das Parlament im Gegenteil
die Befristung der direkten Bundessteuern aufgehoben habe. Wenig später entstand
ein überparteiliches Aktionskomitee für die Unterstützung der Finanzreform, welchem
85 vor allem aus dem bürgerlichen Lager stammende Parlamentarier angehörten. 6

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 18.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Die Regierungsparteien als eigentliche Schöpfer der Vorlage konnten sich während der
Kampagne nur zaghaft hinter ihr eigenes Kind stellen, da der Riss zwischen
Befürwortern und Gegnern quer durch ihre Parteien verlief. Einzig bei der SP fand sich
von Anfang an eine deutliche Mehrheit, wobei allerdings Gewerkschaftsvertreter
ktitisierten, dass der soziale Ausgleich im vorliegenden Steuerpaket nicht mehr
genügend garantiert sei. Auch die drei bürgerlichen Bundesratsparteien befürworteten
schliesslich das Finanzpaket. Bei der FDP gab aber ein Drittel der Kantonalsektionen die
Nein-Parole aus. Bei der SVP stellten sich unter anderem die beiden grössten
Kantonalsektionen, jene der Kantone Zürich und Bern, in Widerspruch zu den
befürwortenden Parolen ihrer Zentralorgane. Von den kleineren Parteien bekämpfte die
LP die Vorlage von Anfang an, ebenso die SD und die AP, während der LdU und die EVP
sie unterstützten. Aber auch das links-grüne Lager – die GPS, die noch bestehenden
Gruppierungen des Grünen Bündnisses und die PdA – bekämpfte das Paket; es
beurteilte den Ausbau der indirekten Steuern als unsozial und kritisierte auch den
Mangel an umweltgerechten Steuerungsinstrumenten. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ausschlaggebend im gesamten Meinungsbildungsprozess waren jedoch eher die
Verbände. Nachdem sich der Gewerbeverband, der Schweizer Wirteverband, der
Verband freier Berufe, die Vereinigung privater Lebensversicherer sowie das
Redressement national vehement gegen die Finanzvorlage gestellt hatten, löste das
Nein des Vororts des Schweizerischen Handels- und Industrievereins (SHIV) Verblüffen
bei Parteien und Öffentlichkeit aus, weil dieser mächtigste Industrieverband
ursprünglich eine massgebliche Rolle in der Forderung nach einer Umgestaltung der
Warenumsatz- in eine Mehrwertsteuer gespielt hatte. Unisono bemängelten diese
Interessenverbände, dass die direkte Bundessteuer nicht eliminiert oder wesentlich
zurückgestutzt wurde und dazu noch unbefristet in der Verfassung verankert sei; sie
befürchteten auch eine Erhöhung der Staats- und Fiskalquote. Kurz vor der
Abstimmung empfahl auch der Coiffeurmeisterverband, dessen Dienstleistungen der
Mehrwertsteuer unterstellt worden wären, die Vorlage zur Ablehnung. Im Falle der
Ablehnung durch die Vereinigung schweizerischer Lebensversicherer spielten ebenfalls
Partikulärinteressen mit, weil die Vorlage eine Besteuerung der Prämien von
Lebensversicherungen vorsah. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Bauernverband, der Schweizerische Tourismusverband, die Schweizerische
Bankiervereinigung – welche vor allem am Abbau der Stempelsteuer interessiert war –
und die Gewerkschaften unterstützten das Paket. Bei den industriellen
Branchenverbänden herrschte während langer Zeit eine gewisse Konfusion; der
Verband Schweizerischer Maschinenindustrieller (VSM) und die Föderation der
Schweizerischen Nahrungsmittelindustrie gaben schlussendlich die Ja-Parole heraus,
während die Schweizerische Gesellschaft für Chemische Industrie (SGCI) sich zu keiner
Parole entschliessen konnte. Kurz vor der Abstimmung einigte sich auch die kantonale
Finanzdirektorenkonferenz darauf, die Vorlage zu unterstützen. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gemäss der gegnerischen Argumentation ist die dritte MWSt-Vorlage nicht wie in den
ersten beiden Anläufen wegen des Systemwechsels als solchem sondern wegen der
Verknüpfung mit weiteren steuerpolitisch umstrittenen Gegenständen gescheitert.
Nationalrat Paul Eisenring (cvp, ZH) interpretierte das Ergebnis in ähnlicher Richtung:
Laut seinen Ausführungen sind Vorlagen in Form von "Paketen" bei den
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern nicht mehrheitsfähig. Laut der VOX-Analyse
gestaltete sich die Mobilisierung der Stimmbürger und Stimmbürgerinnen ungünstig, da
es für die Mehrheit sehr schwierig war, sich eine eigene Meinung zur Neuordnung der
Bundesfinanzen und deren Auswirkungen auf die eigene Person zu bilden. Unter den
Nein-Sagern waren Personen mit geringem Bildungsgrad, mit wenig Vertrauen in die
Regierung und ohne Parteibindung übervertreten. Wichtigste Erkenntnis der Umfrage
war jedoch, dass sich die Gegner der Vorlage eher gegen Steuern im allgemeinen
wandten und nicht das Prinzip der Mehrwertsteuer als solches ablehnten: 23% der
Nein-Stimmenden wollten einfach in diffuser Weise Widerstand gegen Steuern
allgemein leisten, 20% wandten sich gegen eine Mehrbelastung der Konsumenten, 7%
lehnten Mehreinnahmen des Bundes ab und nur 6% waren explizit gegen eine
Mehrwertsteuer. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Unter den Befürwortern der Vorlage war gemäss der VOX-Analyse das Argument der
Annäherung an das Steuersystem der EG für 44% als zweiter Schwerpunkt neben der
generellen Zustimmung zur Vorlage auszumachen. Die Westschweiz, welche im
allgemeinen eher als europafreundlich gilt, lehnte die Vorlage deutlicher ab als die
Deutschschweiz; die Kantone Wallis und Genf waren mit 76,2% resp. 74,3%
ablehnenden Stimmen die stärksten Gegner. In diesem Zusammenhang muss erwähnt
werden, dass in der Westschweiz das staatspolitische, föderalistische Argument für die
Ablehnung eine wichtige Rolle spielte: Der Verzicht auf eine von vielen Föderalisten
geforderte "saubere" Trennung zwischen den direkten, den Kantonen
vorzubehaltenden Steuern und den indirekten Steuern, welche eher für den Bund
bestimmt sind, hat z.B. die Waadtländer und Neuenburger Kantonalsektionen der FDP
eine ablehnende Parole fassen lassen. Im übrigen hat die LP, welche den
Steuerkompromiss von Anfang an bekämpft hatte, in der Romandie ihre Stammlande. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Regierungsparteien begründeten den erneuten Fehlschlag hauptsächlich mit der
Komplexität der Vorlage und der massiven, irreführenden Kampagne der Gegner.
Bundesrat Stich ging soweit, aufgrund des Abstimmungsergebnisses die
Handlungsfähigkeit unserer direkten Demokratie in Frage zu stellen und lancierte die
Idee, künftig die Bedingung von mindestens 50% Beteiligung für die Gültigkeit einer
Volksabstimmung aufzustellen. Andere Kritiker warfen den Regierungsparteien und
insbesondere Bundesrat Stich vor, die Vorlage mit zu wenig Überzeugung und viel zu
spät vor dem Volk verteidigt zu haben. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Vor der Abstimmung stand gesamthaft eine breit organisierte Front von Gegnern einer
eher unentschlossenen und wenig überzeugenden Gruppe von Befürwortern
gegenüber. Im übrigen fand während der gesamten Kampagne ein Zahlenkrieg zwischen
Gegnern und Befürwortern statt, in welchem die von Bundesrat Stich vorgerechnete
Ertragsneutralität der gesamten Vorlage durch die Gegner in Zweifel gezogen wurde. So
kam es, dass Stich vor der Abstimmung gegen die Falschinformationen der
gegnerischen Komitees und des Gewerbeverbandes intervenieren musste, indem er klar
stellte, unter welchen Bedingungen er die Ertragsneutralität berechnet hatte. Er
erklärte, einerseits würden durch den – befristet auf fünf Jahre – verminderten MWSt-
Satz von 4% beim Gastgewerbe über CHF 300 Mio. wegfallen; andererseits dürfe noch
nicht von einem um 1,3% erhöhten MWSt-Satz (zugunsten der AHV) ausgegangen
werden, da eine derartige Erhöhung referendumspflichtig sein werde. Bei den
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern lösten die Scharmützel zwischen Gegnern und
Befürwortern eher Verunsicherung aus.

Bundesbeschluss Neuordnung der Bundesfinanzen.

Abstimmung vom 2. Juni 1991

Beteiligung: 33,3%
Ja: 664 304 (45,7%) / 2 1/2 Stände
Nein: 790 948 (54,3%) / 18 5/2 Stände

Parolen:
– Ja: FDP (8*), SP, CVP (1*), SVP (4*), LdU, EVP, EDU; SGB, CNG, VSA, LFSA; SBV,
Bankiervereinigung, VSM, Finanzdirektorenkonferenz.
– Nein: LP, GP, GB, AP, SD, PdA; SGV, SHIV, Redressement national, Wirteverband,
Arbeitgeberverband. 
– Stimmfreigabe: Hotelierverein, SGCI
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die neue Finanzvorlage wurde am 2. Juni mit 54,3% Nein-Stimmen sowie von 18
Kantonen und fünf Halbkantonen abgelehnt. Damit scheiterte zum dritten Mal innert
vierzehn Jahren die Einführung eines Mehrwertsteuermodells in der Volksabstimmung.
Nur die Kantone Baselstadt und Zürich nahmen die Vorlage mit 55,8% resp. 55,1% klar
an, Graubünden nur ganz knapp mit 50,1%. Es erstaunte nicht, dass die
Wirtschaftskantone Zürich und Baselstadt das Paket annahmen, hatten sich doch der
Finanzsektor und ein guter Teil der Exportwirtschaft für die Abschaffung der Taxe
occulte und die Lockerung der Stempelabgaben stark gemacht. Graubünden war schon
1977 der einzige Stand, welcher die Mehrwertsteuervorlage angenommen hatte. Im

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Vergleich zu den zwei früheren Mehrwertsteuervorlagen sank die Stimmbeteiligung von
50% im Jahre 1977 auf 33,3% im Berichtsjahr. 13

Kurz nach der Verwerfung der Vorlage kündigte Bundesrat Stich die Ausarbeitung eines
neuen Entwurfs an, der eine Änderung der bestehenden Warenumsatzsteuer sowie
Entlastungen bei der Stempelsteuer auf Finanzgeschäften enthalten sollte, jedoch
keine Ausmerzung der Taxe occulte vorsah. Wirtschaftsnahe Kreise äusserten jedoch
die Hoffnung, möglichst rasch die. wettbewerbsverzerrende Taxe occulte zu
eliminieren. Die CVP reichte eine Motion (Mo. 91.3353) zu einer Neuordnung der
Bundesfinanzen ein, in welcher die Abschaffung der Taxe occulte, eine Neuorientierung
der indirekten Steuern, die Anpassung der direkten Bundessteuern und ein
Gesamtkonzept für Lenkungsabgaben verlangt wurde. Eine zweite, in dieselbe Richtung
zielende Motion, wurde von Nationalrat Jaeger (Idu, SG) eingereicht (Mo. 91.3332).
Gegen Ende des Berichtsjahres stellte Bundesrat Stich ein neues Modell vor; dieses
sieht in einer ersten Phase vor, die Hauptelemente der geltenden Einnahmenordnung,
die Warenumsatzsteuer und die direkte Bundessteuer, welche zusammen über 50% der
Bundeseinnahmen erbringen, nach 1994 unbefristet in die Verfassung aufzunehmen.
Die umstrittenen Punkte wie die Besteuerung von Dienstleistungen und die
Eliminierung der Taxe occulte sollten erst in einer zweiten Etappe konkretisiert
werden. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das wichtigste finanzpolitische Ereignis im Berichtsjahr war zweifellos die
Volksabstimmung vom 2. Juni über die neue Bundesfinanzordnung. Seit der
Einführung der sogenannten Wehrsteuer – zwecks Finanzierung des Aktivdienstes – im
Jahre 1941 und der Warenumsatzsteuer (WUSt) unter dem Vollmachtenregime des
Bundesrates war es dem Parlament nicht gelungen, eine neue Bundesfinanzordnung
definitiv in der Verfassung zu verankern. Das gegenwärtig gültige Steuermodell der WUSt
und der direkten Bundessteuer ist in einem Bundesbeschluss bis 1994 befristet. Zwei
Versuche, ein Mehrwertsteuermodell, wie es heute in allen EG-Mitgliedstaaten
(allerdings mit sehr unterschiedlichen Steuersätzen) existiert, einzuführen, waren in
den Jahren 1977 und 1979 in der Volksabstimmung gescheitert. Nach sieben Jahren
Beratungen in den eidgenössischen Räten hatten sich die Bundesratsparteien in der
Herbstsession 1990 auf ein Kompromisspaket geeinigt, welches in einem
Verfassungsartikel ein neues Mehrwertsteuermodell vorsah, gleichzeitig aber noch ein
revidiertes Bundesgesetz über die Stempelabgaben sowie ein modifiziertes
Bundesgesetz über die direkten Steuern mit einem Proportionaltarif für die
Besteuerung von juristischen Personen umfasste. Doch schon bald nachdem das
Parlament die komplexe Vorlage verabschiedet hatte, wurde klar, dass Parteien und
Verbände nicht geschlossen hinter diesem Kompromisspaket standen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nachdem die Neuordung der, Bundesfinanzen am 2. Juni 1991 von Volk und Ständen
abgelehnt worden war, musste der Bundesrat damit beginnen, eine neue flexible
Lösung auszuarbeiten, weil die geltende Ordnung Ende 1994 ausläuft. Der Entwurf der
Regierung sah einerseits die unbefristete Erneuerung der Verfassungsgrundlage für die
beiden Haupteinnahmequellen, der Warenumsatzsteuer (WUSt) und der direkten
Bundessteuer, mittels eines offen formulierten Verfassungsartikels, vor. Aus
abstimmungspolitischen Gründen sollten darin Höchstsätze von 6,2% für
Detaillieferungen und 9,2% für Engroslieferungen verankert sein. Andererseits sollten
gleichzeitig auf Verfassungsstufe die Grundlagen für eine Modernisierung der WUSt
sowie für die Umwandlung der Fiskalzölle auf Mineralölen, deren Derivaten und auf
Autos resp. Autobestandteilen in besondere Verbrauchssteuern geschaffen werden.
Der Bundesrat sah vor, in einem zweiten Schritt, wenn die Weiterführung der
Finanzordnung sichergestellt ist, die Ausweitung der Umsatzsteuer auf den
Dienstleistungsbereich und die Beseitigung der Taxe occulte anzugehen. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.02.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Die nationalrätliche Kommission für Wirtschaft und Abgaben trat, obwohl sich eine
Mehrheit für einen direkten Übergang zur Mehrwertsteuer (MWSt) aussprach, auf die
Vorlage des Bundesrats ein und organisierte im April ein Hearing mit den interessierten
Kreisen. Dabei äusserten sich nur Vertreter des Gewerkschaftsbundes positiv zum
Vorschlag des Bundesrates, der Vorort und der Gewerbeverband räumten hingegen der
Abschaffung der Taxe occulte absolute Priorität ein und sprachen sich für die sofortige
Einführung einer Mehrwertsteuer aus. Gewerbeverbandsdirektor Triponez forderte
bezüglich einer Mehrwertsteuer jedoch Ausnahmeregelungen für gewisse
Gewerbezweige sowie die Aufhebung der Biersteuer. Ebenso sollte gemäss
Gewerbeverband die Befristung der direkten Bundessteuer in der Verfassung verankert
bleiben. Auch Konsumentenorganisationen forderten Ausnahmeregelungen,
insbesondere im Bereich Grundnahrungsmittel. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der nationalrätlichen Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) hatte sich schon
im Vorjahr ein breiter Konsens für die rasche Einführung eines
Mehrwertsteuermodells (MWSt) anstelle der bestehenden Warenumsatzsteuer (WUSt)
eingestellt. Zu Beginn des Berichtsjahres einigte sich die nationalrätliche WAK auf eine
Mehrwertsteuervorlage mit einem Satz von 6,5%. Mit der Festlegung dieses Satzes,
welcher eine Kompromisslösung darstellte zwischen der Minimallösung von 6,2%, wie
ihn Gewerbekreise forderten, und des "Maximalsatzes" von 7% gemäss den
Forderungen Bundesrat Stichs, beabsichtigte die Kommission sowohl die Wirtschaft
von der "taxe occulte" (Schattensteuer) zu entlasten als auch einen Beitrag an die
Sanierung der Bundeskasse zu leisten. Die Forderungen der SP nach sozialer
Abfederung wurde in Form von Entlastungen der unteren Einkommen in der Höhe von
5% des Steuerertrages (gemäss erwarteten MWSt-Einnahmen entspricht dies ca. CHF
500 Mio.) mittels Vergünstigungen der Krankenversicherung und durch eine Erhöhung
der Kinderzulagen berücksichtigt. Die Zustimmung der SP wurde aber von den
bürgerlichen Bundesratsparteien auch mit der Unterstützung eines
Konjunkturförderungsprogramms erkauft. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.01.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Plenum stimmte der Nationalrat nach heftiger Debatte gegen eine rechtsbürgerliche
Minderheit mit 110 zu 48 Stimmen für den höheren Satz von 6,5%. Er befürwortete auch
die soziale Abfederung in dem Sinne, dass fünf Prozent des Steuerertrags zur Entlastung
von unteren Einkommen eingesetzt werden sollten. Der Bundesbeschluss C über
Massnahmen zur Erhaltung der Sozialversicherung, welcher die Möglichkeit einer
Erhöhung des Satzes um ein Prozent zur Mitfinanzierung der AHV beinhaltet, wurde
ohne lange Diskussion gutgeheissen. Hingegen wurde der Minderheitsantrag Thür (gp,
AG), welcher eine Verfassungsgrundlage für eine ökologische Umweltabgabe auf
Energieträgern und anderen natürlichen Ressourcen einführen wollte, klar verworfen.
Die grosse Kammer lehnte den Antrag Wyss (fdp, BS) nach Aufteilung der Vorlage in
einen ersten Teil zum Systemwechsel und einen zweiten Teil zur Höhe des Steuersatzes
ganz knapp ab. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.03.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die kleine Kammer als Zweitrat hingegen befürwortete jedoch gegen den Willen der
Sozialdemokraten und insbesondere gegen die vehemente Intervention Bundesrat
Stichs aus abstimmungspolitischen Gründen eine zweigeteilte Vorlage, die den
Stimmberechtigten einerseits den Systemwechsel zur Mehrwertsteuer mit demselben
Satz der WUSt von 6,2% und andererseits in einer zweiten Vorlage eine Erhöhung des
Satzes auf 6,5% vorschlug. Die bürgerliche Mehrheit im Ständerat beurteilte die
Chancen eines Systemwechsels in der Volksabstimmung als viel besser, wenn den
Stimmenden nicht gleichzeitig wie bei den früheren Multipackvorlagen ein höherer
Steuersatz vorgeschlagen wird. Bei einigen Enthaltungen nahm der Ständerat den
Bundesbeschluss zur Umwandlung der WUSt in eine Mehrwertsteuer bei
gleichbleibendem Satz einstimmig an und hiess mit grossem Mehr den zweiten Teil der
Vorlage, welcher die Erhöhung des Satzes um 0,3 Prozent vorsieht, mit 27 gegen zwei
Stimmen gut. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Im rasch angesetzten Differenzbereinigungsverfahren akzeptierte der Nationalrat auf
Antrag der Kommission die Beschlüsse des Ständerats betreffend die Zweiteilung mit
109 zu 62 Stimmen. Im Gegenzug schwenkte die kleine Kammer bei der Regelung des
sozialen Ausgleichs auf den Beschluss des Nationalrats ein. Die fünf Prozent des
Steuerertrags sollen somit nicht wie gemäss der ersten Lesung im Ständerat zugunsten
der Arbeitslosenversicherung, sondern für die Entlastung von unteren Einkommen
mittels Krankenkassenprämienvergünstigung verwendet werden. Bei den übrigen Teilen
des Entwurfs, so auch bei der Frage einer späteren Erhöhung des Steuersatzes um
maximal ein Prozent zugunsten der Sicherstellung der AHV, konnten die minimalen
Differenzen zwischen den beiden Kammern problemlos beseitigt werden. Die gesamte
Vorlage umfassste schlussendlich vier Bundesbeschlüsse, über welche die
Stimmberechtigten separat abstimmen mussten: der erste betraf die Neugestaltung der
Finanzordnung und dabei vor allem die Ersetzung der WUSt durch eine Mehrwersteuer
von 6,2%, der zweite die Erhöhung der Mehrwersteuer auf 6,5%, der dritte die
Möglichkeit, den Mehrwertsteuersatz um 1 % zugunsten der Sozialversicherung zu
erhöhen und der vierte die ertragsneutrale Umwandlung von Zöllen auf Mineralölen,
Autos und Autoersatzteilen in Steuern. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Schweizerische Bauernverband (SBV) empfahl seinen Mitgliedern die Annahme der
Mehrwertsteuer mit dem höheren Satz. Der Gewerkschaftsbund unterstützte ebenfalls
den Systemwechsel und den höheren Satz, obwohl sich durch die lineare
Verbrauchssteuer — relativiert durch den niedrigeren Steuersatz für lebensnotwendige
Güter des täglichen Gebrauchs — gewisse Nachteile für die Konsumenten und
Arbeitnehmer mit niedrigem Einkommen ergeben. Der Beschluss blieb deshalb vor
allem innerhalb des linken Flügels umstritten. Auch die Bankiervereinigung empfahl den
Systemwechsel zum höheren Satz. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 24.09.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Bundesrat, welcher zu Beginn des Jahres noch unschlüssig war, ob er eine
Modernisisierung des alten WUSt-Modells oder eine komplette Systemänderung
unterstützen sollte, rang sich nach Abzeichnung der klaren Befürwortung des
Mehrwertsteuermodells durch die Bundesratsparteien ebenfalls zu einer
Unterstützung dieses Modells mit einem Satz von 6,5% durch. Ursprünglich hatte er in
seiner Botschaft lediglich die Schaffung einer Verfassungsgrundlage zur Einführung
einer modernen Umsatzsteuer vorgesehen. Finanzminister Otto Stich wehrte sich
jedoch mit Nachdruck gegen die Zweiteilung der Umwandlung der Vorlage, welche den
Stimmbürgern die Wahl zwischen einem Satz von 6,2 und 6,5% liess. Im Falle einer
Annahme des geringeren Satzes befürchtete er Einnahmenausfälle in der Höhe von
rund CHF 570 Mio. Seine Äusserungen im Abstimmungskampf, wonach er die Ablehnung
des Systemwechsels einer Annahme mit dem Satz von 6,2% vorziehe, stiess denn bei
den bürgerlichen Parteien und Spitzenverbänden auf Unverständnis. Der Finanzminister
unterstrich daraufhin fünf Wochen vor der Abstimmung anlässlich der Debatte zum
Budget 1994 — dieses sah in der Zwischenzeit ein Defizit von CHF 7.1 Mrd. vor — den
Ernst der Situation und die sich daraus abzeichnende Notwendigkeit des höheren
Steuersatzes. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Schweizerischen Aktionskomitee "Für eine moderne Finanzordnung", an dem sich
die drei bürgerlichen Bundesratsparteien, die LP und der LdU beteiligten, fehlten die
SP und die GP. Letztere hatte Stimmfreigabe zum Systemwechsel beschlossen,
unterstützte jedoch die drei übrigen Vorlagen zur Ausgestaltung der Mehrwertsteuer.
Nachdem die Wirtschaftsförderung der SP zugesichert hatte, sich einer Empfehlung für
den tieferen Steuersatz zu enthalten, empfahl die Parteispitze dem Vorstand den
Systemwechsel zur Annahme. Alle vier Regierungsparteien sowie der LdU und die EVP
empfahlen viermal Ja zu den Mehrwertsteuervorlagen. Innerhalb der SVP scherten
allerdings drei kleine Kantonalparteien in bezug auf den Systemwechsel aus, wobei die
Sektionen Luzern und Zug ein Nein empfahlen und Genf Stimmfreiheit herausgab. Die
Liberalen befürworteten hingegen nur den Systemwechsel und die Umwandlung der
Zölle in Verbrauchssteuern. 23

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Das Kernstück der Vorlage blieb wie bei der 1991 vom Volk verworfenen Vorlage der
Wechsel von der wettbewerbsverzerrenden einphasigen Warenumsatzsteuer, welche
neben den Gütern auch Investitionen besteuert, zur reinen allphasigen Konsumsteuer
auf Waren und Dienstleistungen in der Form der Mehrwertsteuer. Der Wegfall der "taxe
occulte" soll die Wirtschaft um rund CHF zweieinhalb Mrd. jährlich entlasten und auf
diese Weise eine erhöhte Konkurrenzfähigkeit gegenüber ausländischen Produkten
ermöglichen. Neu werden auch Dienstleistungen besteuert, wodurch rund 75'000
Betriebe zusätzlich steuerpflichtig werden. Betriebe des Kleingewerbes, welche unter
CHF 75'000 steuerbares Einkommen vorweisen, werden von der Mehrwertsteuer aber
nicht erfasst. Verschiedene, im Inland erbrachte Leistungen sollen künftig ohne
Anspruch auf Vorsteuerabzug von der Mehrwertsteuer befreit sein. Dazu gehören unter
anderem die in einer sogenannten Negativliste der Übergangsbestimmungen
aufgeführten Bereiche wie der Brief- und Paketpostverkehr, das Gesundheitswesen,
Leistungen der Fürsorge und der sozialen Sicherheit, die Erziehung und
Jugendbetreuung, kulturelle Leistungen, Versicherungsumsätze, Umsätze im Bereich
des Geld- und Kapitalverkehrs (ausser Vermögensverwaltung und Inkassogeschäft),
Wetten und Lotterien sowie der Verkauf von Gärtnerei- und Landwirtschaftsprodukten.
Ein reduzierter Satz von zwei Prozent (bisher 1,9% unter dem WUSt-Regime) soll für
Ess- und Trinkwaren (ausser Alkohol), Getreide und Sämereien sowie für Zeitungen und
Bücher gelten. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Rund vier Monate vor der Volksabstimmung eröffneten die grossen
Wirtschaftsverbände die Kampagne für ein Ja zur Mehrwertsteuer. Der
Arbeitgeberverband, der Vorort, die Wirtschaftsförderung, der Gewerbeverband (SGV)
und auch der Verband Schweizerischer Maschinenindustrieller (VSM) äusserten sich
grundsätzlich positiv zum Systemwechsel, liessen aber — abgesehen vom SGV, der den
Satz von 6,2% unterstützte — noch nichts zur Höhe des Satzes verlauten, den sie ihren
Mitgliedern empfehlen wollten. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Dachverbände des Gastgewerbes und der Coiffeure, deren Dienstleistungen der
bisherigen WUSt nicht unterstellt waren, empfahlen ihren Mitgliedern die Ablehnung
des Systemwechsels. Die Gegnerschaft gruppierte sich hauptsächlich um den
Schweizerischen Wirteverband, der Führungsfunktion übernahm. Daneben engagierten
sich auch die politischen Randparteien wie zum Beispiel die Schweizer Demokraten (SD)
und die PdA. Exponenten der Grünen Partei — vorwiegend aus der deutschsprachigen
Schweiz — bildeten ein links-grünes gegnerisches Komitee, weil sie einen verstärkten
Arbeitsplatzabbau durch die bevorzugte Behandlung von kapitalintensiven Investitionen
befürchteten. Schützenhilfe erhielten die bürgerlichen Gegner von gewissen
Kantonalsektionen der FDP und der SVP vor allem betreffend die Satzerhöhung und die
Massnahmen zugunsten der Sozialversicherung. Der Schweizer Tourismus-Verband
(STV) machte seine Zustimmung zum Systemwechsel und zur Höhe des Steuersatzes von
der Einführung eines Sondersatzes in der Höhe von zwei Prozent zugunsten seiner
Branche abhängig. Im Rahmen des Artikels acht der Übergangsbestimmungen der
Vorlage hätte der Bundesrat die Kompetenz, für exportabhängige Dienstleistungszweige
einen tieferen Satz vorzuschlagen, der vom Parlament noch bewilligt werden müsste. In
der Annahme, der Bundesrat würde den Hoteliers einen reduzierten Satz gewähren,
hatte der Hotelierverein seinen Mitgliedern ein Ja zum Systemwechsel empfohlen,
musste aber auf seinen Entscheid zurückkommen, um wie der Tourismus-Verband die
Zustimmung vom Versprechen eines niedrigeren Satzes zugunsten der Hotellerie
abhängig zu machen. Die Tourismusbranche hoffte darauf, ihre Anliegen mittels einer
Motion Nationalrat Bezzolas (fdp, GR) durchzusetzen (Mo. 93.3544); im Ständerat wurde
eine gleichlautende Motion von Küchler (cvp, OW) eingereicht (Mo. 93.3546). 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Finanzordnung
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 45,4%
Ja: 1 247 400 (66,7%) / 19 6/2 Stände
Nein: 674 031 (33,3%) / 1

Parolen:
Ja: FDP, SP, CVP, SVP (2*), LP, LdU, EVP, EDU; Vorort, SGV, SBV, SGB,
Bankiervereinigung, Tourismus-Verband, Hotelier-Verein.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Nein: AP (1*), SD, PdA, Lega; Wirteverband, Coiffeurmeister-Verband, Bäcker- und
Konditorenmeisterverband, Metzgermeisterverband, Centre Patronal.
Stimmfreigabe: GP.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen.

Beitrag zur Gesundung der Bundesfinanzen (Satz 6,5%)
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 45,4%
Ja: 1 163 887 (57,7%) / 15 6/2 Stände
Nein: 852 439 (42,3%) / 5

Parolen :
Ja: FDP (4*), CVP, SP, SVP (6*), GP, LdU (1*), EVP; Tourismus-Verband, Hotelier-Verein,
SGB.
Nein: LP, AP, SD, PdA, Lega, EDU; gleiche Verbände wie bei Finanzordnung.
Stimmfreigabe: Vorort, SGV, VSM.
* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen.

Massnahmen zur Erhaltung der Sozialversicherung
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 45,4%
Ja: 1 258 782 (62,6%) / 19 6/2 Stände
Nein: 752 472 (37,4%) / 1

Parolen:
Ja: FDP (6*), CVP, SP, SVP (8*), GP, LdU (1*), EVP; Tourismus-Verband, Hotelier-Verein,
SGB.
Nein: LP, AP, SD, PdA, Lega, EDU; SGV und gleiche Verbände wie bei Finanzordnung.
Stimmfreigabe: Konsumentinnenforum Schweiz.
* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen.

Besondere Verbrauchssteuern
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 45,4%
Ja: 1 212 002 (60,6%) /17 6/2 Stände
Nein: 786 396 (39,4%) / 3

Parolen :
Ja: FDP, CVP, SP, SVP (3*), LP, GP, LdU, EVP; Vorort, SGV, RN, Tourismus-Verband,
Hotelier-Verein, SGB.
Nein: AP, SD, PdA, Lega; gleiche Verbände wie bei Finanzordnung.
* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen.

Alle vier Vorlagen des Finanzpaketes wurden mit Ja-Anteilen zwischen knapp 58 und
67% bei einer Stimmbeteiligung von 45,4% angenommen. Der Kanton Zürich
verzeichnete bei allen vier Teilen des Finanzpaketes die stärkste Zustimmung. Am
negativsten war die Einstellung im Kanton Wallis, gefolgt vom Tessin.

Die Vox-Analyse zeigte, dass bei den ersten beiden Vorlagen die Zustimmung unter
hoch gebildeten und gut verdienenden Urnengängern aus städtischen Gebieten am
höchsten war. Am meisten Ablehnung erfuhren die zwei Vorlagen bei wenig Gebildeten,
bei Landwirten, in der Arbeiterschaft mit niedrigem Einkommen sowie in ländlichen
und peripheren Gebieten. In der deutschsprachigen Schweiz war die Zustimmung
generell höher als in der Romandie und im Tessin. In bezug auf die politischen
Einstellungen war die Befürwortung bei Anhängern der SP, der Zentrumsparteien
LdU/EVP sowie der Freisinnigen am grössten, während sie bei jenen der SVP und bei
Parteiungebundenen am geringsten war. Bei den Entscheidmotiven der Ja-Stimmenden
zur Frage des Systemwechsels spielte das finanzpolitische Argument und die Anpassung
an das Steuersystem der Staaten der Europäischen Union die grösste Rolle. Hingegen
schienen die spezifischen Vorteile einer Mehrwertsteuer nur zweitrangig zu sein. Unter
den Nein-Stimmenden überwog neben einer diffusen Abwehr vor mehr Steuern vor
allem die Angst vor einem Teuerungsschub sowie das Argument, der Bund solle besser
mehr sparen als zusätzliche Steuern eintreiben. Dieses Element spielte bei den Nein-
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Stimmenden vor allem in der Frage zur Höhe des Steuersatzes die ausschlaggebende
Rolle. Die Inhalte der beiden übrigen Vorlagen über die Massnahmen zur Erhaltung der
Sozialversicherung und jene über die besonderen Verbrauchssteuern waren von den
Befragten sehr viel ungenauer und summarischer wahrgenommen worden als die
beiden ersten Beschlüsse. 27

Aus Kreisen der Bank- und Finanzinstitute sowie der Treuhandgesellschaften ertönte
bereits Kritik am bundesrätlichen Verordnungsentwurf zur Mehrwertsteuer, da gewisse
Dienstleistungen für Privatkunden mit Sitz im Ausland nicht von der Steuerpflicht
ausgenommen sind, obwohl gemäss Artikel acht der Übergangsbestimmungen die ins
Ausland erbrachten Dienstleistungen von der Steuer befreit werden sollen. 28

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 17.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach Annahme der Mehrwertsteuervorlage reichten die Fraktionen der FDP (Mo.
93.3576) und der SVP (Mo. 93.3599) sowie Nationalrat Oehler (cvp, SG) (Mo. 93.3577) je
eine Motion ein, die verlangen, schon ab Mitte des Jahres 1994, also vor Inkrafttreten
des neuen Steuersystems, den sogenannten Vorsteuerabzug für Investitionsgüter zu
gewähren, um einen Investitionsstau zu verhindern und die Konjunktur zu beleben. 29

MOTION
DATUM: 28.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Bundesrat beschloss im Sinne einer erhöhten Transparenz, mit einer Teilrevision
des Bundesgesetzes über den eidgenössischen Finanzhaushalt den
Einnahmenüberschuss der Pensionskasse aus der Bundesrechnung auszugliedern.
Damit wird das Defizit um fast eine Milliarde Franken steigen. Finanzminister Stich
unterlag im Gesamtbundesrat aber mit der Forderung, auch das jährliche Darlehen an
die SBB von ebenfalls rund einer Milliarde Franken, das die SBB nicht zurückzahlen
können, im Bundeshaushalt als Ausgabe zu deklarieren. Schützenhilfe erhielt er vom
Nationalrat, der die Teilrevision aufgrund der selben Forderung mit 90 zu 10 Stimmen
zurückwies. Der Ständerat folgte auf Empfehlung seiner Finanzkommmission aber
einstimmig dem Bundesrat, der die Tresoreriedarlehen der SBB über den
Verordnungsweg regeln will. In der Wintersession schwenkte der Nationalrat auf die
Linie des Ständerats ein. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.1995
EVA MÜLLER

Eine Motion Maspoli (lega, TI), welche die Auflistung und Durchforstung aller
Subventionsempfänger verlangt, wurde vom Nationalrat mit 61:35 Stimmen abgelehnt.
Er folgte damit dem Bundesrat, der darauf hinwies, dass die Sanierung der
Bundesfinanzen, aber auch der neue Finanzausgleich sowieso eine kritische
Überprüfung der Subventionen erfordere. 31

MOTION
DATUM: 11.03.1996
EVA MÜLLER

Die vom Bund ausbezahlten Subventionen beliefen sich 1997 auf knapp CHF 27.2 Mrd.
und stiegen damit gegenüber dem Vorjahr um 2,3%. Zu den gut 400 Posten kamen trotz
Sparbemühungen nochmals 20 dazu, darunter als grössten CHF 7.9 Mio. zur Schaffung
zusätzlicher Lehrstellen, die im Rahmen des Investitionsprogramms beschlossen
worden waren. Die fünf grössten Posten stellten die Bundesbeiträge an AHV (CHF 4.38
Mrd.) und IV (CHF 2.87 Mrd.), die Infrastrukturleistungen an die SBB (CHF 1.50 Mrd.), die
Prämienverbilligungen in der Krankenversicherung (CHF 1.49 Mrd.) und der
Nationalstrassenbau (CHF 1.43 Mrd.) dar. 32

BERICHT
DATUM: 31.12.1997
EVA MÜLLER

Ständerat Loretan (fdp, AG) verlangte in einer Motion (Mo. 99.3040), dass der Bundesrat
dem Parlament einen Gesetzesentwurf zur Aufhebung von Bagatellsubventionen
unterbreite. Gerade bei Kleinsubventionen sei die Wirkung marginal, der
Verwaltungsaufwand hingegen zu gross. Loretan wehrte sich in den Verhandlungen
gegen den Antrag des Bundesrates, die Motion als Postulat zu überweisen. Gegen das
Begehren überhaupt sprach sich Maissen (cvp, GR) aus. Das quantitative Kriterium der
Motion (Subventionen bis CHF 30'000 oder CHF 50'000) sei zu grobschlächtig.
Fraktionskollegin Simmen (cvp, SO) hatte grundsätzlich gegen eine kritische
Überprüfung von Kleinsubventionen nichts einzuwenden. Weil aber auch
Kleinsubventionen ihre Berechtigung hätten und in vielen Fällen einiges bewirken
könnten, sprach sie sich ebenfalls gegen das Begehren aus. Onken (sp, TG) wollte viel
eher bei grösseren Subventionen anpacken, wo wirkliches Sparpotential bestünde.

MOTION
DATUM: 09.06.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Bundesrat Villiger bedauerte, dass der Motionär an der Form der Motion festhielt und
empfahl sie zur Ablehnung. Gerade im Kulturbereich, würden auch kleine
Bundesbeiträge positive Wirkungen erzielen. Der Rat lehnte das Begehren mit 15 zu 12
Stimmen ab. 33

Der Nationalrat überwies eine Motion Christen (fdp, VD) (Mo. 99.3557) diskussionslos als
Postulat. Das Begehren verlangte, dass in Zukunft Beiträge der öffentlichen Hand an
Kulturinstitutionen bei der Festlegung der Entschädigungen für Urheber- und
verwandte Schutzrechte nicht mitgerechnet werden sollen. Dazu wäre eine Änderung
des Bundesgesetzes über das Urheberrecht (URG) notwendig geworden. 34

MOTION
DATUM: 22.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

In der Frühjahressession nahm der Nationalrat als Zweitrat Kenntnis vom zweiten Teils
des Subventionsberichtes. Die Finanzkommission bemängelte, dass die Subventionen
nicht merklich abgesenkt werden konnten. Gleichwohl beantragte sie zustimmende
Kenntnisnahme. Bürgerliche Parlamentarier erwarteten zusätzliche Massnahmen zur
Kosteneindämmung. Dagegen opponierte Fässler (sp, SG). In der Finanzkommission
würden zu viele unausgewogene Sparbefehle ausgesprochen. Bundesrat Villiger
erklärte, gespart werden könne vor allem bei zukünftigen Subventionen. Die
bestehenden seien kaum mehr wegzubringen. 35

BERICHT
DATUM: 16.03.2000
DANIEL BRÄNDLI

Nationalrat Zbinden (sp, AG) ersuchte den Bundesrat in einem Postulat (Po. 00.3128) um
eine systematische Sichtbarmachung staatlicher Leistungen. Diese Massnahme sollte
die oft als asymmetrisch empfundenen Tauschbeziehungen zwischen Bund und
Steuerzahlenden nachvollziehbarer gestalten, die staatliche Legitimation stärken und
der Steuer- und Abgabenmüdigkeit vieler Bürger entgegenwirken. Im Einvernehmen mit
dem Bundesrat wurde das Postulat in der Sommersession angenommen. Ein anderes
Ziel verfolgte Parteikollegin Leutenegger (BL) mit einer parlamentarischen Initiative. Sie
verlangte die Einführung der Meldepflicht bei staatlichen Leistungen oder
Begünstigungen an öffentliche oder private Unternehmungen. Vielfach würden
staatliche Behörden durch versteckte Drohungen zu finanziellen Beihilfen oder
Steuererlassen gezwungen. Dies führe zu einer Verzerrung des interkantonalen
Steuerwettbewerbs. Mit 73 zu 50 Stimmen wurde der Initiative keine Folge gegeben. 36

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Mit ihrer Forderung nach einer Reduktion der Staatsquote auf das Niveau von 1990
hatte die SVP-Fraktion Erfolg. Vergeblich wurde die Motion von der SP, der EVP und den
Grünen bekämpft. Fässler (sp, SG) führte den Ausgabenanstieg auf die Arbeitslosigkeit
zurück und nicht – wie in der Motion beschrieben – auf den Ausbau der
Staatstätigkeiten. Mit 92 zu 71 Stimmen überwies der Nationalrat das Begehren als
Postulat. Ausserdem verlangten die Finanzkommissionen beider Räte (FK-NR und FK-
SR) vom Bundesrat, das Budget 2002 und den Finanzplan 2003-2005 in der Weise zu
konzipieren, dass sich die Staatsquote merklich reduziere, wobei der Einfluss der
demographischen Entwicklung auf die AHV/IV auszuklammern sei. Der Bundesrat hielt
fest, dass das Finanzleitbild 2002-2004 eine kontinuierliche Absenkung der
Staatsquote auf 11,2% anstrebt und beantragte, beide Motionen abzulehnen. Der Gefahr
eines überproportionalen Anstiegs der Bundesausgaben will der Bundesrat mit einer
Koppelung derselben an die Entwicklung der Einnahmen entgegentreten. Konjunkturelle
Mehreinnahmen sollen primär zur Tilgung der Bundesschuld eingesetzt werden. Die
Fraktionen der Bürgerlichen standen dem Kommissionsanliegen zustimmend
gegenüber, die rot-grünen Ratsmitglieder und die EVP nahmen mehrheitlich eine
ablehnende Haltung ein oder verlangten die Umwandlung in ein Postulat. Schliesslich
überwies der Nationalrat seine Motion (Mo. 00.3600) mit 78 zu 67 Stimmen. Der
Vorstoss (Mo. 00.3611) wurde im Ständerat lediglich als Postulat überwiesen. 37

MOTION
DATUM: 05.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Mit einer Motion forderte Ständerat Pfisterer (fdp, AG) den Bundesrat auf,
institutionelle Hilfen für die bessere Verknüpfung der Sach- und der Finanzpolitik im
politischen Alltag bereit zu stellen, um den Einfluss des Parlaments zu verbessern. Mit
der vorgesehenen Unterstützung sollte jedes Parlamentsmitglied die Chance haben,
gesamtheitlich in die finanz- und sachpolitische Diskussion eingreifen zu können.
Bundesrat Villiger hielt das Anliegen für berechtigt, aber eine Gesetzesänderung nicht
für notwendig. Der Ständerat überwies den Vorstoss als Postulat. 38

MOTION
DATUM: 13.03.2001
MAGDALENA BERNATH
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Anlässlich der Vorberatungen des Budgets 2002 äusserte die Finanzkommission des
Ständerates Unbehagen, dass die nur sechs Personen umfassende Finanzdelegation im
Namen des gesamten Parlaments dem Bundesrat grünes Licht geben könne für einen
milliardenschweren Kredit für die Luftfahrt. Trotz der gebotenen Eile scheine ihr dies
sehr problematisch. Sie beabsichtige deshalb, der staatspolitischen Kommission die
Einführung einer Obergrenze für Beträge vorzuschlagen, über welche die
Finanzdelegation entscheiden könne, beispielsweise 100 Mio Fr. Bei höheren Beträgen
müsste eine Sondersession einberufen oder das Geschäft zumindest der
Finanzkommission oder der WAK übergeben werden. Nationalrätin Vallender (fdp, AR)
reichte eine Motion ein, welche solche ausserordentlichen Ausgabenentscheide des
Bundesrats mit Absegnung durch die Finanzdelegation auf Beträge von 100 Mio Fr.
(resp. 500 Mio Fr. bei einstimmiger Zustimmung durch die Finanzdelegation) limitieren
will. 39

MOTION
DATUM: 20.11.2001
MAGDALENA BERNATH

Im Hinblick auf seine finanzpolitische Standortbestimmung im Herbst 2003 will der
Bundesrat sämtliche Vorschläge unabhängig von ihrer Herkunft prüfen, auch den von
Nationalrat Walker (cvp, SG) erwähnten Massnahmenkatalog von economiesuisse (Frage
02.5158). In seiner Antwort auf eine Interpellation desselben Parlamentariers betonte
der Bundesrat, dass die Schuldenbremse keine strukturellen Defizite mehr zulasse und
dass die Überprüfung der Bundesaufgaben schwergewichtig durch die betreffenden
Verwaltungseinheiten erfolge. 40

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 04.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Zwei parlamentarische Vorstösse betrafen die finanzpolitischen Kennzahlen: Auf eine
Interpellation Loepfe (cvp, AI) (Int. 01.3689), weshalb die Schweiz nicht in den OECD-
Statistiken für die Staats- und die Finanzquote erscheine, antwortete der Bundesrat,
dass die schweizerische volkswirtschaftliche Gesamtrechnung die OECD-Standards
noch nicht erfülle. Strittig sei die Frage, ob Sozialversicherungen dem öffentlichen oder
dem privaten Sektor zugeordnet werden; in der Schweiz betreffe dies insbesondere die
Krankenversicherung und die berufliche Vorsorge (beide sind zwar gesetzlich
vorgeschrieben, sind aber weitgehend privatwirtschaftlich organisiert). Strahm (sp, BE)
wollte den Bundesrat beauftragen, das Konzept der Fiskalquote an die OECD-Kriterien
anzupassen und diese Vergleichszahl ohne die Krankenversicherungsbeiträge zu
publizieren oder allenfalls beide Konzepte mit und ohne KV-Prämien nebeneinander zu
veröffentlichen, da die unterschiedliche Berechnung der Fiskalquote (Abgaben an den
Staat in Prozent des Bruttoinlandprodukts) zu einer Verzerrung im internationalen
Vergleich führe. Der Bundesrat erklärte sich bereit, das Postulat anzunehmen. 41

POSTULAT
DATUM: 04.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Auf Antrag seiner SPK beschloss der Nationalrat mit knappem Mehr (91:84), einer
parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion Folge zu geben, welche die Kompetenz
der Finanzdelegation des Parlaments zur Bewilligung von ausserordentlichen und
dringlichen Ausgabenentscheiden des Bundesrats begrenzen will. Der im Nachgang
zum Entscheid der Regierung zur Unterstützung der Swissair im Herbst 2001
eingereichte Vorstoss verlangt, dass der Bundesrat nur noch dringliche
Ausgabenbeschlüsse bis zu maximal 100 Mio Fr. verabschieden darf. Bei höheren
Summen soll nicht mehr wie bisher eine Zustimmung der Finanzdelegation ausreichen,
sondern auf jeden Fall ein Parlamentsentscheid notwendig sein. Die Finanzkommission
des Nationalrats hatte diesen Vorstoss vergeblich mit dem Argument bekämpft, dass
sich die bisherige Ordnung bewährt habe und die vorgeschlagene Regelung für wirklich
dringliche Entscheide zu schwerfällig sei. (Siehe auch hier für weitere Informationen.) 42

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.03.2003
MAGDALENA BERNATH

Mit 90:75 Stimmen gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative der SVP-
Fraktion Folge, welche die Einführung des Finanzreferendums auf Bundesebene
verlangt. Verpflichtungskredite und Zahlungsrahmen, die neue einmalige oder neue
wiederkehrende Ausgaben nach sich ziehen, sollen ab einem bestimmten Betrag dem
fakultativen Referendum unterstehen. Gemäss der Mehrheit der vorberatenden SPK
könnten einzelne konkrete Ausgaben für das Volk von grösserem Interesse sein als
abstrakte Gesetze. Analysen auf Gemeinde- und Kantonsebene hätten zudem gezeigt,
dass das Finanzreferendum eine bremsende Wirkung auf die Ausgaben und die
Verschuldung habe. Linke und Teile der CVP lehnten den Vorstoss ab mit dem Hinweis,
dass die Ausgaben zumeist auf Gesetzen beruhen, die bereits dem Referendum
unterstanden. Eine weitere parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion (Pa. Iv.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.09.2004
MAGDALENA BERNATH
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03.402), welche die Einführung eines Behördenreferendums für Parlamentsbeschlüsse
verlangte, die zu nennenswerten Mehrausgaben führen, wurde verworfen. 43

Gegen den Antrag des Bundesrates stimmte der Nationalrat einem Entwurf seiner SPK
zu einer Änderung des Finanzhaushaltsgesetzes zu. Für dringliche Beschlüsse der
Finanzdelegation des Parlaments soll neu eine Obergrenze von 250 Mio Fr. gelten; ein
Minderheitsantrag hatte die Obergrenze bei 0,5% der Einnahmen festlegen wollen, um
eine später nötige Anpassung an die Teuerung zu vermeiden. Damit zog der Rat die
Konsequenzen aus dem Swissair-Grounding, als das Parlament vor ein Fait accompli in
Milliardenhöhe gestellt worden war. Der Ständerat trat auf die Vorlage nicht ein. 44

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Ende November präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Totalrevision des
Finanzhaushaltgesetzes. Diese ist notwendig, damit der Bund bis 2007 ein neues
Rechnungsmodell einführen kann, bei dem Budgetierung, Buchführung und
Rechnungslegung neu einheitlich nach kaufmännischen Grundsätzen erfolgen und
Rechnungsaufbau und Finanzberichterstattung der in der Privatwirtschaft
gebräuchlichen Darstellung entsprechen. Die Gesetzesrevision sieht zudem die
Verankerung der finanziellen Steuerung von Verwaltungseinheiten vor, welche mit
Leistungsauftrag und Globalbudget (FLAG) geführt werden. Damit stellt das neue
Rechnungsmodell die notwendigen Informationen sowohl für die strategisch-politische
Steuerung als auch für die operative Ebene der Verwaltungs- und Betriebsführung
bereit, indem es die Transparenz über die durch die politischen Behörden zu
treffenden Entscheide verbessert und das Parlament bei der Ausübung seiner
Budgethoheit unterstützt. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Frühjahr nahm der Nationalrat die Beratungen zur Totalrevision des
Finanzhaushaltgesetzes in Angriff. Eintreten war unbestritten. In der Detailberatung
scheiterte die Linke mit all ihren Anträgen, welche die unverändert übernommenen
Bestimmungen zur Schuldenbremse betrafen: Weder müssen Parlament und Regierung
bei der Führung des Bundeshaushaltes künftig ausser der Finanzierungs- und der
Erfolgssicht auch der Konjunktur Rechnung tragen, noch wird der Bund dazu
verpflichtet, die ihm gesetzlich zustehenden Einnahmen lückenlos und fristgerecht
geltend zu machen; Bundesrat und Bundesversammlung haben jedoch weiterhin bei
jeder Vorlage den aus der Schuldenbremse resultierenden Höchstbetrag der
Gesamtausgaben zu berücksichtigen. Ebenfalls keine Mehrheit fand das Anliegen der
Linken, die Regierung solle beim Entwerfen und beim Vollzug des Voranschlages die
sich bietenden Möglichkeiten für Mehreinnahmen nutzen. Bei den dringlichen
Kreditbegehren beschnitt die grosse Kammer gegen die Empfehlungen von FDP und
CVP mit 88:67 Stimmen die Kompetenzen von Bundesrat und Finanzdelegation:
Letztere sollte nur noch Beiträge von maximal 0,5% der im laufenden Jahr budgetierten
Einnahmen (zur Zeit ca. 250 Mio Fr.) bewilligen dürfen, einem höheren Kreditbetrag
müsste das Parlament zustimmen, notfalls an einer ausserordentlichen Session; die
Ratsminderheit hatte vergeblich darauf hingewiesen, dass es sich beim Fall Swissair, wo
die Finanzdelegation im Schnellverfahren 1,2 Mia Fr. gesprochen und so das Parlament
vor vollendete Tatsachen gestellt hatte, um eine einmalige Situation gehandelt habe. Um
sicherzustellen, dass die Schuldenbremse auf alle Fälle eingehalten wird, verschärfte
der Nationalrat gegen den Widerstand von Regierung und links-grünem Lager das
parlamentarische Verfahren bei der Behandlung des Budgets: Neu darf der
Einigungsantrag über den Voranschlag des Bundes gegenüber dem Beschluss der
dritten Beratung, der den tieferen Betrag vorsieht, nur Mehrausgaben vorsehen, die
keine Überschreitung des Höchstbetrages zur Folge haben. Schliesslich verstärkte die
grosse Kammer die Mitwirkung des Parlaments und entschied, dass der Finanzplan den
Räten nicht wie bis anhin nur zur Kenntnisnahme, sondern zur Genehmigung vorzulegen
sei. Die Vorlage passierte die Gesamtabstimmung mit 93:61 Stimmen; abgelehnt wurde
sie von den Grünen und den Sozialdemokraten. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2005
MAGDALENA BERNATH

01.01.90 - 01.01.20 13ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



In der Sommersession behandelte der Ständerat  die Totalrevision des
Finanzhaushaltsgesetzes: Er begrüsste die bessere Vergleichbarkeit der
Rechnungslegung des Bundes mit jener der Kantone, der Gemeinden, aber auch des
Auslandes. In der Detailberatung verpflichtete er Parlament und Regierung, Sach- und
Finanzierungsentscheide soweit als möglich aufeinander abzustimmen. Unverändert
aus dem alten Gesetz übernommen wurden die Ausführungsnormen zur
Schuldenbremse; abgelehnt wurde hingegen ein Antrag Leuenberger (sp, SO), beim
Entwurf und Vollzug des Voranschlags auch nach Möglichkeiten für Mehreinnahmen zu
suchen. Bei der dringlichen Kreditsprechung beharrte die kleine Kammer im Gegensatz
zum Nationalrat auf dem geltenden Recht, wonach der Bundesrat eine nicht
budgetierte Aufgabe, die keinen Aufschub erträgt, vor der Bewilligung eines
Nachtragskredites durch die Bundesversammlung beschliessen kann, wobei er wenn
möglich die vorgängige Zustimmung der Finanzdelegation einholt. Um weitere Fälle
analog dem Scheitern des Rüstungsprogramms 2004 zu verhindern, schlug Reimann
(svp, AG) eine Änderung im Differenzbereinigungsverfahren vor: Die Einigungskonferenz
sollte zu jeder einzelnen Differenz eines Budgets oder eines Verpflichtungskredits
einen separaten Antrag stellen; bei Ablehnung des Antrages sollte der
Verpflichtungskredit gestrichen resp. der tiefere Betrag aus der dritten Beratungsrunde
gelten. Bundesrat Merz und die Ratsmehrheit argumentierten, dieses Vorgehen
durchbräche den Grundsatz der Gesamtbereinigung und gefährde die positive
Konsensfindung, worauf der Vertreter der SVP seinen Vorschlag zurückzog. Beim
Finanzplan hielt der Ständerat ebenfalls an der bestehenden Regelung, Kenntnisnahme
und nicht Genehmigung durch das Parlament, fest. Die Vorlage passierte die
Gesamtabstimmung mit 19 Stimmen bei drei Enthaltungen. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Differenzbereinigungsverfahren der Totalrevision des Finanzhaushaltsgesetzes
setzte sich der Ständerat mit seiner Ablehnung einer „Lex Swissair“ durch; die
Kompetenzen von Bundesrat und Finanzdelegation bei der Bewilligung von dringlichen
Krediten werden nicht eingeschränkt. Künftig ist der Bundesrat verpflichtet, das Budget
bis spätestens Ende August zuhanden der Räte zu verabschieden. Und um die
Einflussmöglichkeiten des Parlaments zu verstärken, hat die Regierung bei einer Motion
der Bundesversammlung zum Finanzplan nicht mehr maximal zwei Jahre Zeit, um tätig
zu werden, sondern muss bereits mit dem nächsten Finanzplan berichten, wie sie das
Begehren umgesetzt hat. Weicht sie von der Motion ab, muss sie einen begründeten
Abschreibungsantrag stellen. Die Totalrevision des Finanzhaushaltsgesetzes wurde in
der Schlussabstimmung im Nationalrat mit 175:4 Stimmen bei 7 Enthaltungen und im
Ständerat mit 43:0 Stimmen angenommen. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Da sich beide Räte bezüglich der Kompetenzen der Finanzdelegation für die
Beibehaltung des Status quo und gegen eine „Lex Swissair“ ausgesprochen hatten,
lehnte es der Nationalrat ab, auf eine entsprechende Gesetzesvorlage einzutreten,
welche seine Finanzkommission aufgrund einer parlamentarischen Initiative der SVP-
Fraktion ausgearbeitet hatte. Mit Zustimmung des Bundesrates überwies das Parlament
eine Motion der FK-NR (Mo. 05.3003), welche eine Überprüfung von Ressourcen und
Leistungen im Flag-Modell auf Wirksamkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
verlangte. 49

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Ende Jahr unterbreitete die Regierung dem Parlament eine Botschaft zur Teilrevision
des Finanzhaushaltsgesetzes mit dem Ziel, die Kreditsperre dauerhaft im Gesetz zu
verankern, da das befristete Kreditsperrungsgesetz von 2002 Ende 2007 ausläuft. Das
Instrument, das der Bundesrat seit 1997 im Rahmen des Voranschlags sechs Mal
beantragt hatte, hatte sich zu einem wichtigen Instrument der Haushaltsteuerung
entwickelt und den Bundeshaushalt insgesamt um über 1 Mia Fr. entlastet. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2006
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession 2006 hatte der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft zur
Teilrevision des Finanzhaushaltsgesetzes (Kreditsperre) präsentiert. Ziel dieser Revision
war es, die Kreditsperre, welche einen Beitrag zur Gewährleistung eines
schuldenbremsenkonformen Bundeshaushaltes leistet, dauerhaft im
Finanzhaushaltgesetz zu verankern.

Der Ständerat trat in der Frühjahrssession diskussionslos auf die Vorlage ein. Er

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
LINDA ROHRER
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präzisierte die Regeln zur Freigabe der Kreditsperre, indem er festhielt, dass die
Kreditfreigabe wegen schwerer Rezession der Genehmigung durch die
Bundesversammlung bedarf und der Bundesrat über andere Freigaben dem Parlament
in den Botschaften über die Nachtragskreditbegehren oder mit der Staatsrechnung
Bericht zu erstatten hat. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat das Gesetz mit
35 zu 1 Stimmen an.

Im Nationalrat beantragte eine links-grüne Minderheit, nicht auf die Vorlage
einzutreten. Die Kreditsperre komme einer finanzpolitischen Bankrotterklärung des
Parlaments gleich und sei mit ihrer flächendeckenden Wirkung ein ungeeignetes
Instrument der Ausgabenbremse. Die Vertreter des bürgerlichen Lagers, welche sich
schliesslich durchsetzten, sahen in der Kreditsperre ein probates Mittel, um
übermässiges Ausgabenwachstum zu bremsen. Bei der Detailberatung wurden zwei
Minderheitsanträge des links-grünen Lagers abgelehnt. Der erste Antrag verlangte, dass
die Bundesversammlung im Beschluss über den Voranschlag Ausgaben teilweise sperren
könne, wenn die Schuldenbremse dies erfordere und der zweite Minderheitsantrag
wollte bereits eingegangene Verpflichtungen und gesetzlich zugesicherte Beiträge von
der Sperrung ausnehmen. Der Nationalrat nahm die Vorlage in der Gesamtabstimmung
mit 128 zu 68 Stimmen an. 51

Der Bundesrat beantragte dem Parlament eine Revision des Finanzhaushaltgesetzes mit
dem Ziel, eine Ergänzungsregel zur Schuldenbremse einzuführen. Nach den
gegenwärtigen Bestimmungen haben ausserordentliche Einnahmen und Ausgaben
keinen Einfluss auf den ordentlichen Haushalt, womit sichergestellt wird, dass
einmalige und unvorhersehbare Transaktionen nicht zu grossen Schwankungen in den
ordentlichen Ausgaben führen und somit die Stetigkeit der staatlichen
Aufgabenerfüllung gefährden. Diese Handhabung des ausserordentlichen Haushalts
bewirkt aber auch, dass die nominellen Bundesschulden selbst bei einer
schuldenbremsenkonformen Finanzpolitik ansteigen können. Die nun unterbreitete
Gesetzesrevision belässt zwar den ausserordentlichen Haushalt als Sicherheitsventil
ausserhalb der Schuldenbremse, soll aber durch eine Ergänzung der bestehenden Regel
einen schleichenden Schuldenanstieg verhindern. Die Grundidee besteht darin,
Defizite des ausserordentlichen Haushaltes über den ordentlichen Haushalt
mittelfristig zu kompensieren. Als Steuerungsgrösse dient ein „Amortisationskonto“,
das neu eingeführt wird. Darin werden die ausserordentlichen Einnahmen und
Ausgaben erfasst. Weist es einen Fehlbetrag aus, so ist dieser während der folgenden
sechs Jahre durch Überschüsse im ordentlichen Haushalt abzutragen. Die neue Regel
ist insofern flexibel ausgestaltet, als sie Bundesrat und Parlament keine Vorgaben
macht, wie der Amortisationsbetrag auf die Frist von sechs Jahren zu verteilen ist. Die
Sanierung des ausserordentlichen Haushaltes erfolgt zudem „nachrangig“ zum
ordentlichen Haushalt, weshalb sie allfälligen konjunkturellen Schwankungen Rechnung
tragen kann.

Der Ständerat nahm in der Wintersession als erster die Behandlung dieses Geschäfts
auf. Während die bürgerliche Mehrheit der Finanzkommission auf den Entwurf
eintreten wollte, beantragte Fetz (BS) im Namen der SP Nichteintreten. In dieser
finanzpolitisch turbulenten Zeit sei es der vollkommen falsche Zeitpunkt, eine neue
einengende Regel in der Finanzpolitik zu beschliessen, vor allem weil man noch wenig
Erfahrung mit der 2003 eingeführten Schuldenbremse habe, da man sie noch nicht
über einen ganzen Konjunkturzyklus erlebt habe. Ausserdem sei sie klar dagegen, dass
das Parlament einen weiteren Abbau seiner Budgethoheit vornehme. Sie konnte sich
mit ihrer Argumentation aber nicht durchsetzen: Eintreten wurde mit 27 zu 8 Stimmen
beschlossen.

In der Detailberatung folgte die kleine Kammer mit einer einzigen Ausnahme dem
Bundesrat, indem sie festhielt, dass das Parlament im Fall von ausserordentlichen
Entwicklungen die Amortisation über die Frist von sechs Jahren hinaus erstrecken
kann. Obgleich das Finanzdepartement diesen Zusatz ursprünglich als unnötig
bezeichnet hatte, da eine Finanzregel grundsätzlich vom Normalfall auszugehen habe,
signalisierte Bundesrat Merz hier Einlenken. In der Gesamtabstimmung wurde der
Entwurf mit 26 zu 7 Stimmen angenommen. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2008
MARIANNE BENTELI
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Als Zweitrat befasste sich der Nationalrat mit der Ergänzungsregel zur
Schuldenbremse, die mittelfristig einen Schuldenanstieg durch ausserordentliche
Ausgaben verhindern soll. Die Ratslinke verlangte Nichteintreten auf dieses neue
Regime. Sie konnte sich jedoch mit ihren Anträgen nicht durchsetzen. Der Nationalrat
verabschiedete den Gesetzesentwurf ohne grössere Änderung, einzig die
Amortisationsfrist von sechs Jahren gab zu reden. Während die SVP-
Kommissionsminderheit diese Frist auf vier Jahre verkürzen wollte, schlug das links-
güne Lager vor, sie im Gegenteil auf zehn Jahre zu verlängern. Am Schluss setzte sich
jedoch der bundesrätliche Vorschlag von sechs Jahren durch. Mit zwei kleinen
Differenzen zum Erstrat wurde die Gesetzesanpassung im Nationalrat mit 117 zu 57
Stimmen gutgeheissen. Der Ständerat gab bei den kleinen Differenzen diskussionslos
nach, worauf die Vorlage noch in der Frühlingsssession verabschiedet werden konnte.
In der Schlussabstimmung wurde sie mit 33 zu 9 (Ständerat) bzw. 129 zu 61 (Nationalrat)
angenommen. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2009
NATHALIE GIGER

Im Oktober veröffentlichte der Bundesrat eine Botschaft mit Vorschlägen für
Ergänzungen im Finanzhaushaltsgesetz (FHG) sowie weiterer Bundesgesetze in den
Bereichen Neues Rechnungsmodell, gewerbliche Leistungen sowie Inkasso und
Prozessführung. Es handelt sich dabei insgesamt um Änderungen auf technischer
Ebene, die jedoch eine Verbesserung der Rahmenbedingungen der Rechnungslegung
sowie die vollständige Inkraftsetzung des FHG und dessen zweckmässige Anwendung
ermöglichen. 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.2009
NATHALIE GIGER

Im Jahr 2009 hatte der Bundesrat eine Botschaft mit vorwiegend technischen
Anpassungen im Finanzhaushaltsgesetz (FHG) in die Vernehmlassung geschickt. Die
Vorlage enthielt verschiedene Anpassungen rund um das neue Rechnungsmodell (NRM),
eine gesetzliche Regelung möglicher gewerblicher Aktivitäten einiger
Bundesverwaltungsstellen und eine Regelung der Befugnisse der Eidgenössischen
Finanzverwaltung im Prozessführungs- und Inkassobereich. Der Ständerat befasste sich
als erster mit der Vorlage und verabschiedete sie nach Vorgabe seiner Kommission in
der Version des Bundesrates. Auch im Nationalrat war das Eintreten nicht umstritten
und die Gesetzesänderung wurde einstimmig angenommen . 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2010
NATHALIE GIGER

Im Juni 2014 befasste sich der Nationalrat mit der Frage der steuerlichen
Abzugsfähigkeit von Bussen gegen natürliche und juristische Personen, die im Zuge des
US-Steuerstreits und einer Busse gegen die Grossbank Credit Suisse in der Höhe von
CHF 2,8 Mrd. hohe Wellen schlug. Eine Mehrheit des Nationalrats kritisierte die
Möglichkeit der Banken, einen Teil ihrer Bussen von den Steuern abziehen zu können
und überwies mit 99 zu 81 Stimmen bei 6 Enthaltungen ein Postulat Leutenegger
Oberholzer (sp, BL), das den Bundesrat beauftragte, die rechtliche Situation zu klären
und dem Parlament in einem Bericht darzulegen, wie Bussen und andere finanzielle
Sanktionen von natürlichen und juristischen Personen steuerlich beim Bund und in den
einzelnen Kantonen behandelt werden. Bekämpft wurde das Postulat namentlich von
Ruedi Noser (fdp, ZH), der argumentierte, dass nicht in jedem Fall klar sei, welcher
Anteil einer Busse strafrechtlichen Charakter habe. Gewisse Bussen würden auch einen
Teil Gewinnabschöpfung enthalten. Zudem gäbe es auch immer wieder Bussen, die im
Ausland ausgesprochen würden, bei denen die "Rechtsstaatlichkeit teilweise fraglich"
sei. In der gleichen Debatte lehnte der Nationalrat eine Motion Schelbert (gp, LU) ab.
Diese forderte, dass alle Folgekosten (Verhandlungen, Verwaltung und Gerichte) aus der
Bereinigung des Steuerstreits mit den USA den Finanzinstituten auferlegt werden. 56

POSTULAT
DATUM: 18.06.2014
DAVID ZUMBACH

Nur gerade drei Monate nach der Annahme eines Postulats Leutenegger Oberholzer (sp,
BL) präsentierte der Bundesrat im September 2014 seinen Bericht zur steuerlichen
Abziehbarkeit von Bussen und finanziellen Verwaltungssanktionen. Gemäss Auffassung
des Bundesrates stellten demnach Bussen "keinen geschäftsmässig begründeten
Aufwand" dar und dürften aus diesem Grunde auch nicht von der Steuer abgezogen
werden. Weiter argumentierte der Bundesrat, dass durch die steuerliche
Abzugsfähigkeit die Strafwirkung verringert würde, was der beabsichtigen Wirkung von
Bussen ("sie sollen die bestrafte Person direkt treffen") zuwiderlaufen würde. Unklar
blieb indes weiter, was dies für die Grossbank Credit Suisse zu bedeuten hatte, die im
Zuge des US-Steuerstreits eine Busse von CHF 2,8 Mrd. bezahlen musste, da sie durch

POSTULAT
DATUM: 12.09.2014
DAVID ZUMBACH
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den Kanton Zürich veranlagt wurde. In seinem Bericht betonte der Bundesrat denn
auch, dass die steuerliche Behandlung von Bussen, finanziellen Verwaltungssanktionen
und Gewinnabschöpfungen im Gesetz "nicht explizit" geregelt sei und bezeichnete es
aufgrund der "bestehenden Unsicherheiten" als sinnvoll, entsprechende Bestimmungen
in das Bundesgesetz über die direkte Bundessteuer (DBG) und in das Gesetz über die
Harmonisierung der direkten Steuern von Bund und Kantonen (StHG) aufzunehmen. 57

Im Rahmen seines Berichts zu Motionen und Postulaten der gesetzgebenden Räte im
Jahre 2015 beantragte der Bundesrat die Abschreibung des Postulats Leutenegger
Oberholzer (sp, BL) bezüglich der steuerlichen Abzugsfähigkeit von finanziellen
Sanktionen. Mit der Vorlage des Berichts im September 2014 erachte er das Postulat als
erfüllt, erklärte der Bundesrat. Im Juni 2016 sprach sich der Nationalrat stillschweigend
für die Abschreibung aus. 58

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ANJA HEIDELBERGER

Die Neue Finanzordnung 2021 soll es dem Bundesrat ermöglichen, die direkten
Bundessteuern (DBST) und die Mehrwertsteuer (MWST) befristet bis zum 31. Dezember
2035 auch weiterhin erheben zu können. Die geltende Finanzordnung erlaubt ihm dies
lediglich bis 2020. In der Wintersession beriet der Nationalrat als Erstrat den
entsprechenden Bundesbeschluss. Aufgrund der Wichtigkeit dieser Steuern – sie
machen gemeinsam mit CHF 42 Mrd. pro Jahr mehr als 60 Prozent des
Bundeshaushaltes aus – war die Verlängerung an sich unbestritten. Diskutiert wurde
stattdessen über die Frage, ob die Regelung wie bis anhin befristet werden soll oder
nicht – und allenfalls auf wie viele Jahre. Im Vernehmlassungsentwurf hatte der
Bundesrat wie bereits im Bundesbeschluss zur Neuen Finanzordnung im Jahr 2002 eine
Aufhebung der Befristung vorgeschlagen. Die Kantone hatten eine solche Änderung
grösstenteils befürwortet, die Verbände waren ungefähr zur Hälfte dafür, die Parteien
lehnten sie jedoch mehrheitlich ab. Der Bundesrat strich entsprechend den Vorschlag
aus dem Bundesbeschluss, was die Nationalräte jedoch nicht von dessen Diskussion
abhielt. Die sozialdemokratische und die grüne Fraktion beantragten durch einen
Antrag Birrer-Heimo (sp, LU) eine Aufhebung der Befristung mit der Begründung, dass
die Erhebung dieser Steuer aufgrund ihrer Relevanz sowie mangels Alternativen nicht in
Frage gestellt werden könne und daher die regelmässig wiederkehrenden
Abstimmungen darüber keinen Demokratiegewinn, sondern lediglich unnötige Kosten
mit sich bringen würden. Eine erneute Befristung sei zudem nicht zentral für die
kritische Diskussion des Steuersystems des Bundes sowie dessen Ausgaben und
Einnahmen, da eine solche kaum im Rahmen der Neuen Finanzordnung, sondern im
Rahmen von Sachabstimmungen stattfinde. Auf der anderen Seite bevorzugte die SVP-
Fraktion, in Form eines Antrags Amaudruz (svp, GE), eine Befristung der Steuern auf 10
anstelle von 15 Jahren, was dem Volk eine häufigere Überprüfung der Angemessenheit
dieser Steuern erlauben würde. Für den bundesrätlichen Vorschlag argumentierte Leo
Müller (cvp, LU), dass eine erneute Befristung auf 15 Jahre einerseits der Tatsache
Rechnung trage, dass die Aufhebung der Befristung der Bundessteuern bereits 1977,
1979 sowie 1991 an der Urne abgelehnt worden war, dass sie andererseits aber das Volk
nicht bereits in kürzester Zeit wieder an die Urne rufe – wie es bei einer Befristung auf
10 Jahre der Fall wäre. Diese Meinung teilte die Mehrheit des Nationalrats und nahm
den Entwurf des Bundesrates mit 178 zu 9 Stimmen an. Bestätigt wurde damit auch die
Streichung einer mit dem Inkrafttreten des Biersteuergesetzes vom 6. Oktober 2006
hinfällig gewordenen Übergangsbestimmung zur Erhebung der Biersteuer (Art. 196 Ziff.
15 BV). Die Vorlage geht nun an den Ständerat, abschliessend werden Volk und Stände
über die Verlängerung der Erhebung der Bundessteuern entscheiden. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2016
ANJA HEIDELBERGER

Noch deutlicher als zuvor der Nationalrat – nämlich einstimmig mit 37 Stimmen –
entschied auch der Ständerat, die neue Finanzordnung 2021 anzunehmen und damit
dem Bundesrat weiterhin die Möglichkeit zu geben, die direkten Bundessteuern (DBST)
und die Mehrwertsteuer (MWST) zu erheben. Eine dauerhafte Verankerung oder eine
kürzere Dauer der Verlängerung standen im Ständerat im Unterschied zum Nationalrat
nicht zur Debatte. Somit wird das Volk als Nächstes darüber entscheiden, ob diese zwei
Steuerarten auch in Zukunft erhoben werden sollen. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.05.2017
ANJA HEIDELBERGER

01.01.90 - 01.01.20 17ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



«Diese Vorlage ist wahrscheinlich die wichtigste in dieser Legislatur», erklärte
Finanzminister Maurer mit Bezug auf die neue Finanzordnung 2021. Bei einer
Ablehnung der Finanzordnung müsste der Bund auf die Erhebung der direkten
Bundessteuer sowie der Mehrwertsteuer, die 2016 CHF 21 Mrd. respektive CHF 22.5
Mrd. einbrachten, verzichten und seine Ausgaben um 60 Prozent reduzieren oder neue
Finanzierungsquellen in derselben Grössenordnung erschliessen. Nicht nur Bundesrat
Maurer, alle im Parlament vertretenen Parteien erachteten die Vorlage als zentral.
Entsprechend unumstritten war sie im Vorfeld der Abstimmung. Die Vorumfragen
zeigten komfortable Ja-Anteile um die 70 Prozent und die im Parlament vertretenen
Parteien beschlossen allesamt die Ja-Parole. Lediglich die Unabhängigkeitspartei up!,
unterstützt von einzelnen Exponentinnen und Exponenten der SVP, FDP,
Jungfreisinnigen und der Piratenpartei, sprach sich gegen die neue Finanzordnung aus.
Ihr Mitte Januar gegründetes Nein-Komitee hatte zum Ziel, den Urnengang als
Denkanstoss und als Warnung an den Bund zu verwenden und dafür zu sorgen, dass das
im Parlament als Grund für die Beibehaltung der regelmässigen Abstimmungen über die
Finanzordnung vorgebrachte Ziel, eine Diskussion über die Bundessteuern zu führen,
erreicht würde. 
Dies gelang jedoch nur begrenzt. So spiegelte sich die Wichtigkeit der Vorlage bei
Weitem nicht in der Aufmerksamkeit wider, die sie in Medien und Öffentlichkeit erhielt.
Überschattet wurde die Abstimmung über die Finanzordnung von der gleichentags
stattfindenden Abstimmung zur No-Billag-Initiative, über die gemäss fög fünfzehnmal
mehr Artikel veröffentlicht worden seien als über Erstere. Zudem hätten einige
Zeitungen wie der Blick, die Sonntagszeitung, Le Matin Dimanche oder die Weltwoche
sogar ganz auf eine Berichterstattung zur Finanzordnung verzichtet. 

Unbestritten zeigte sich die neue Finanzordnung 2021 dann auch am
Abstimmungssonntag im März 2018. Mit 84.1 Prozent Ja-Stimmen und der Zustimmung
aller Kantone wurde die Verlängerung der Berechtigung des Bundes, Steuern zu
erheben, sogar noch deutlicher angenommen als vierzehn Jahre zuvor. 

Abstimmung vom 04. März 2018

Bundesbeschluss über die neue Finanzordnung 2021
Beteiligung: 52.0%
Ja: 2`357`915 (84.1%) / Stände: 20 6/2
Nein: 445`417 (15.9%) / Stände: 0

Parolen:
-Ja: BDP, CVP, EVP, FDP, GLP, GPS, SP, SVP, 
-Nein: up! 61

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Februar 2019 entschied der Bundesrat, die neue Finanzordnung 2021 auf den 1.
Januar 2021 in Kraft zu setzen. 62

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.02.2019
ANJA HEIDELBERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Hinsichtlich der eidgenössischen Abstimmungen beschloss die SP die Ja-Parolen für
die Initiative zur Förderung des öffentlichen Verkehrs, für das Stimm- und
Wahlrechtsalter 18 und für die Finanzvorlage, hingegen lehnte sie die Barras-Reform,
welche sie als Rückschritt in der Behandlung von Dienstverweigerern betrachtete, ab. 63

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Bei den eidgenössischen Abstimungen unterstützte die SVP das Stimm- und
Wahlrechtsalter 18, die Militärstrafgesetzreform sowie die Bundesfinanzreform;
letztere wurde aber von den Kantonalsektionen Zürich, Bern, Freiburg und Tessin
abgelehnt. Einig war sich die Partei in der Ablehnung der Initiative zur Förderung des
öffentlichen Verkehrs. Die Jungpartei gab dagegen die Ja-Parole zur SBB-Initiative und
die Nein-Parole zur Barras-Reform, welche ihr zuwenig weit ging, heraus.
Zur Militärstrafgesetzreform hatten die zürcherische SVP, der die Reform zu weit ging,
und die waadtländische Sektion auch eine abweichende Parole herausgegeben. 64

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zu den eidgenössischen Abstimmungsvorlagen fassten die Delegierten der FDP die Ja-
Parole zum Stimm- und Wahlrechtsalter 18, zur Militärstrafgesetzrevision sowie – im
Gegensatz zum Vorort – zur Finanzreform, lehnten jedoch die LdU-Initiative zur
Förderung des öffentlichen Verkehrs ab. Das Finanzpaket wurde allerdings von rund
einem Drittel der Kantonalsektionen zur Ablehnung empfohlen. 65

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.04.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Hinsichtlich der eidgenössischen Abstimmungen fasste die CVP die Ja-Parole zum
Stimm- und Wahlrechtsalter 18, zur Militärstrafgesetzrevision (Barras-Reform) und
zur Bundesfinanzvorlage, empfahl der Wählerschaft jedoch ein Nein zur Initiative zur
Förderung des öffentlichen Verkehrs («SBB-Initiative»). 66

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Als einzige Regierungspartei wollte die SP für die Sanierung der Bundeskasse neben
Einsparungen von 3,2 Mia CHF auch auf Mehreinnahmen von 1,6 Mia CHF
zurückgreifen. Vorgeschlagen wurde von der SP-Fraktion etwa eine Erhöhung des
Treibstoffgrundzolls um 20 Rappen und eine Reichtumssteuer. Ausserdem forderte die
Partei die Einfrierung der realen Landwirtschaftsausgaben und die Sanierung der SBB
auf Kosten der Strassenrechnung. Ein Moratorium im Sozialwesen, wie es von
Arbeitgeberseite gefordert worden war, wies die Partei zurück und sprach sich im
Gegenteil für mehr Sozialstaat aus. 67

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.06.1994
EVA MÜLLER

Mitte Oktober beschloss der Zentralvorstand der SVP für alle drei Vorlagen vom 28.
November die Ja-Parole. Der Entscheid zur NFA fiel mit 35:22 Stimmen bei 3
Enthaltungen. Damit stellte sich der Zentralvorstand gegen die Kantonalparteien von
Zürich und Zug, die bereits die Nein-Parole herausgegeben hatten. Die neue
Finanzordnung wurde mit 40:11 Stimmen, die Vorlage zur Stammzellenforschung mit
38:4 Stimmen angenommen. Mit 217:44 Stimmen verabschiedeten die Delegierten in
Schaffhausen ein ursprünglich für einen Sonderparteitag im Sommer traktandiertes
Thesenpapier zur Armee, das gemäss dem parteiinternen Kritiker Hermann Weyeneth
(BE) nicht nur die Volksentscheide von 2001 (bewaffnete Auslandeinsätze) und 2003
(Armeereform) missachtet, sondern auch der vom Bundesrat bekräftigten weiteren
Umsetzung der Armee XXI diametral entgegensteht. Weyeneth forderte vergeblich die
Rückweisung des Papiers und eine Vernehmlassung bei den Kantonalparteien. 68

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Linke und ökologische Parteien

Zu den eidgenössischen Abstimmungen beschloss die Partei die Ja-Parole für das
Stimm- und Wahlrechtsalter 18 sowie für die Initiative zur Förderung des öffentlichen
Verkehrs. Beide anderen Vorlagen, das revidierte Militärstrafgesetz und die neue
Finanzordnung, lehnte die GP ab. In der Finanzpolitik schlug die GP vor, die
Warenumsatzsteuer durch eine Energiesteuer zu ersetzen; nach den eidgenössischen
Wahlen verabschiedete sie dazu ein Grundsatzpapier. 69

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den eidgenössischen Abstimmungen stellte sich die PdA gegen die Finanzvorlage,
an der vor allem die wenig konsumentenfreundliche Mehrwertsteuer und die an das
Finanzpaket gekoppelte Stempelsteuerrevision kritisiert wurde. 70

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Mit 82:8 Stimmen beschlossen die Grünen in Sitten (VS) die Nein-Parole zum
Stammzellenforschungsgesetz; sie hatten bereits das Referendum unterstützt. Mit
61:28 Stimmen lehnten die Delegierten auch die NFA ab; sie befürchteten, die Vorlage
führe zu einem Sozialabbau. Gegen den Antrag des Vorstandes, der die Mehrwertsteuer
teilweise durch eine ökologische Steuerreform ersetzen wollte, folgten die Grünen
schliesslich ihrer Bundeshausfraktion und gaben mit 76:23 Stimmen die Ja-Parole zur
neuen Finanzordnung heraus. Abschliessend verabschiedeten sie eine Resolution für
ein zehnjähriges Atomkraftwerk-Moratorium. 71

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Liberale Parteien

Die Delegiertenversammlung der LP empfahl die Barras-Reform mit 31 zu 30 Stimmen
nur ganz knapp zur Annahme. Für das Stimm- und Wahlrechtsalter gab sie ebenfalls
die Ja-Parole heraus, hingegen lehnte sie die Bundesfinanzreform und die Initiative zur
Förderung des öffentlichen Verkehrs klar ab. 72

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.03.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zu den eidgenössischen Abstimmungen fasste die Partei die Ja-Parole für die Initiative
zur Förderung des öffentlichen Verkehrs, für das Stimm- und Wahlrechtsalter 18
sowie die Bundesfinanzreform; die Militärstrafgesetzreform lehnte sie als zuwenig weit
gehend jedoch ab. 73

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zu den eidgenössischen Abstimmungen gab die LP mit Ausnahme von drei Vorlagen
dieselben Parolen wie die FDP heraus. Die Ausnahmen betrafen die SD-Initiative für
einen arbeitsfreien Bundesfeiertag, den Mehrwertsteuersatz von 6,5% und die
Möglichkeit, diesen Steuersatz zugunsten der AHV um 1 % zu erhöhen, welche sie
allesamt ablehnte. Der Beitrag zur Sanierung der Bundesfinanzen und die rasche
Fertigstellung des Nationalstrassennetzes – insbesondere in der Romandie –
überzeugten die Delegierten von der Ja-Parole für die die Treibstoffzollerhöhung,
welche mit 67 zu 35 Stimmen gefasst wurde. 74

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 08.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Konservative und Rechte Parteien

Im Hinblick auf die eidgenössischen Abstimmungen beschloss der Zentralvorstand die
Ja-Parolen für das Stimm- und Wahlrechtsalter 18 sowie für die SBB-Initiative, lehnte
jedoch das Finanzpaket als unsozial und die Barras-Reform als zu weitgehend ab. 75

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zu allen eidgenössischen Abstimmungen fasste die EVP die Ja-Parole (Stimm- und
Wahlrechtsalter 18, Militärstrafgesetzrevision (Barras-Reform), Bundesfinanzvorlage und
Förderung des öffentlichen Verkehrs («SBB-Initiative»)). 76

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zu den eidgenössischen Abstimmungen fasste die Auto-Partei die Ja-Parole bezüglich
des Wahl- und Stimmrechtsalters 18 und lehnte die Initiative zur Förderung des
öffentlichen Verkehrs ab. Ebenfalls abgelehnt wurden die Bundesfinanzreform, weil die
direkte Bundessteuer beibehalten wurde, und die Barras-Reform. Die AP unterstützte
auch das rechtsbürgerliche Referendumskomitee gegen den Beitritt zum IWF und zur
Weltbank. Die im Vorjahr von der AP lancierte Volksinitiative für eine Abschaffung der
direkten Bundessteuer kam nicht zustande. 77
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Verbände

Gewerbe, Dienstleistungen, Konsum

Der Schweizerische Gewerbeverband (SGV), der schon 1977 und 1979 massgeblich zum
Scheitern der Bundesfinanzreform beigetragen hatte, bekämpfte auch das am 2. Juni
dem Volk vorgelegte Finanzpaket. Grundsätzlich kritisierte er die unveränderte
Beibehaltung der Direkten Bundessteuer. Besonders stark war die Opposition einzelner
Branchenverbände (Coiffeure, Wirte), deren Leistungen der neuen Mehrwertsteuer
unterstellt worden wären. 

An seinem Kongress in Bern vom 25. September kündigte der SGV an, dass er 1992 eine
Volksinitiative zur Abschaffung der Direkten Bundessteuer bis zum Jahr 2002 lancieren
werde. Von den Referenden, die gegen Parlamentsbeschlüsse der Herbstsession
lanciert wurden, unterstützte der SGV offiziell dasjenige gegen das bäuerliche
Bodenrecht. Allerdings verschickte er auch Unterschriftenbogen gegen die
Parlamentsreform und den Beitritt zum IWF.
Die LdU-Initiative für den öffentlichen Verkehr empfahl der SGV zur Ablehnung. 78
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